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Ultimative Forderung des Souverän

Mit wachsendem Befremden haben wir genug „beobachtet“ und fordern Sie, die Nachgenannten,

nunmehr ultimativ auf, Ihre auf die Beseitigung unserer freiheitlich-demokratischen Rechtsordnung ausgerichteten, sowohl grundgesetzwidrigen wie kriminellen Handlungen



unverzüglich

zu unterlassen und sich per sofort wieder an Recht und Gesetz zu halten, die verursachten Schäden zu beseitigen! In dem Zusammenhang erlauben wir uns den Hinweis, daß jeglicher Vorrang

und Vorbehalt einzig aus dem Gesetz folgt. Ihm kommt Überlegenheit gegenüber staatlichen Akten (wie etwa Grenzöffnung, Mißachtung der Dublin-Regel usw.) zu, weil Gesetze in demokratischer Form politischer Willensbildung zustande kommen. Den höchsten Rang hat noch immer

das Gesetz, woran sich staatliche Akte zu messen lassen haben, insbesondere dann, wenn sie offensichtlich rechtswidrig sind.

Wir, das deutsche Volk, der Souverän der Bundesrepublik Deutschland, fordern Angela Merkel

und jedes einzelne Mitglied ihrer „Regierung“ auf, unverzüglich die Grenzen zu schließen und

überwachen zu lassen, wie das gesetzlich vorgeschrieben ist und sich auch sonst künftig ausnahmslos an Recht und Gesetz zu halten.

Wir fordern den Generalbundesanwalt auf, unverzüglich Ermittlungsverfahren wegen bandenmäßigen Einschleusens von Ausländern, Untreue im besonders schweren Falle zu Lasten des

Steuerzahlers und aller seit September 2015 weiter in Betracht kommenden Straftatbestände gegen die genannten Rädelsführer, Täter, Mittäter und Anstifter einzuleiten und zur Anklage zu

bringen sowie die ordnungsgemäße Durchführung solcher Strafverfahren sicherzustellen.

Wir fordern ferner die zuständigen Bundesbehörden auf, unverzüglich damit zu beginnen, alle

Ausländer aus der Bundesrepublik auszuweisen, wo erforderlich abzuschieben, die sich widerrechtlich (einschließlich der schwebend unwirksamen Aufenthaltserlaubnisse und/oder Duldungen) im Bundesgebiet aufhalten, vor allem aber deren rechtswidrige Alimentation mit Steuergeldern sowie Famlienzusammenführungen einzustellen und das an den untergeordneten Stellen mit

dem gebotenen Nachdruck durchzusetzen.



Deutschland ist unser Land!

Telefonische Auskünfte werden unverbindlich erteilt.



Sollte das nicht unverzüglich geschehen, wird gemäß Art. 20 IV. GG Widerstand geleistet, der,

wie allgemein bekannt sein dürfte, nicht zwingend friedlich sein muß (vgl. 20. Juli 1944). Gewalt ist Ultima ratio und als solche nicht auszuschließen! Sie haben es mit Ihrem jahrelangen

Rechtsbruch, Ihren arglistigen Täuschungen, überzogen!

Wir, der deutsche Souverän, fordern, unverzüglich Ihrem Amtseid zu genügen, der normiert, daß

Sie, die Genannten dem „deutschen Volk“ zu dienen, seinen Nutzen zu mehren, Schaden von

ihm abzuwenden und die Gesetze des Bundes zu wahren haben!

In dem Zusammenhang haben Sie es auch zu unterlassen, uns, den Souverän, ständig als „schon

länger hier Lebende“ oder „ohne Migrationshintergrund“ zu bezeichnen – sondern einfach als

das, was wir sind, nämlich Deutsche, deren Diener Sie zu sein haben!

Eine weitergehende Begründung sowie Art und Umfang des Widerstands finden Sie in Anlage.
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Streichholz und Benzinkanister

Die Bundesrepublik ist dem GG zufolge ein demokratischer Rechtsstaat, in dem alle Macht vom

deutschen Volke ausgeht (Art.20 I., II. 2 GG), dessen Wohle die Regierung ihre Kraft zu widmen, seinen Nutzen zu mehren und Schaden von ihm abzuwenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes zu wahren und zu verteidigen, ihre Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann auszuüben hat (Art. 56 GG). Im Grundgesetz steht weder, daß die Regierung dem Führer (der „Führereid“ wurde 1945 ausdrücklich verboten), der Partei, „Europa“,

noch den noch nicht so lange hier Lebenden zu dienen habe! In seinem Fokus steht das staatstragende „deutsche Volk“, alles andere sind Randerscheinungen!

Indessen erkennen wir in einer Zeit des rapiden, systematischen und sehr konsistenten Abbaus

von Demokratie zu leben. Nehmen wir die Reformen der Legislative und des Regulierungswesens sowohl auf staatlicher wie eurokratischer Ebene. So öffnet Merkel ohne den Souverän oder

das Parlament zu fragen, wie ein Sonnengott sowohl Grenzen wie Sozialkassen des Volkes. Minister mutieren zu Legislatoren, die neue Gesetze einführen, ohne das Parlament oder gar den

Souverän behelligen zu müssen. Wozu brauchen wir so etwas?

Deutschland und Europa überlebten die Türkenkriege, Napoleons Kriege, zwei Weltkriege, und

nicht zuletzt den Kalten Krieg mit dem von West-Linken angehimmelten Warschauer Pakt, mit

dem erklärten Feind in unserer Mitte, als jederzeit ein Nuklearkrieg drohte. Für all dies brauchten wir, weder Nation noch Kontinent – anders als die Sozialisten hüben – eine Gesetzgebung,

die unsere bürgerliche Freiheit (die wir nach den überwundenen Sozialismen zurückerobern

mußten) außer Kraft setzen und Notstandsgesetze einführen mußten. So können Land und Kontinent schnell wieder zu dem werden, was sie mit dem Marxismus für überwunden wähnten: Zur

sozialistischen Diktatur! Die heutige Situation ist wirklich düster.

Die großen politischen Parteien, treffender Kader, sind völlig für das Projekt EUdSSR, Buntheit,

Offenheit und Grenzenlosigkeit, vereinnahmt. Keine von ihnen opponiert dagegen, sie sind korrumpiert, die Stimme des Demos wird konsequent ignoriert. Werden sie unsere Freiheiten verteidigen? Wohl kaum. Viel mehr sieht es so aus, daß wir wieder auf eine gewollte Art großer Krise

oder Kollaps zusteuern. Am wahrscheinlichsten sind ein wirtschaftlicher und/oder ethnischer

Kollaps in ganz Europa – vergleichbar mit dem „Untergang“ der Sowjetunion und des Warschauer Paktes samt der Merkel-DDR – eher beides.

Als Kopie der UdSSR wird die EUdSSR genauso untergehen, wie ihre Vorgängerin. Dabei werden wieder so viele Verwüstungen entstehen, daß es – wenn überhaupt machbar – wieder Generationen brauchen wird, sich davon zu erholen. Wenn eine große Wirtschaftskrise kommt, werden die Schuldzuweisungen der Nationen wieder gewaltig sein, es wird zu großen Erschütterungen kommen. Sehen Sie sich nur die gewaltige Zahl an Invasoren aus der Dritten Welt an, die

ohne Rechtsgrund ali-mentiert werden wollen, nur weil die „Eliten“ ihnen das „Recht“ einredeten. Was wird mit ihnen bei einem wirtschaftlichen Kollaps geschehen? Meinen Sie ernsthaft, die

gingen dorthin zurück, wo sie hingehören? Wie am Ende der Sowjetunion wird es Massen

ethnischer Zwiste geben. Und wir müssen darauf vorbereitet sein: „Wehret der Anfänge“: „Im

Namen des Volkes!“

Schäuble hat schon vor mehr als fünf Jahren unverblümt eingestanden, seine autoritäre, ideologische und undemokratische politische Union nur dann erreichen zu können, „wenn wir eine
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Krise haben“. 1 An der wird seit Jahren sorgsam gestrickt, wenn auch mit gelegentlichen Rückschlägen.

Am 18. November 2011 veröffentlichte die „New York Times“ ein Portrait von Schäuble, das jeder

Europäer gelesen haben sollte. Darin legte er seine und Merkels ureigene, weder vom Souverän,

noch den Europäern legitimierte Vision (Helmut Schmidt: Wer Visonen hat, sollte zum Arzt gehen) von Europa vor:

Schäubles Fahrplan für Europa:

„Was wir jetzt mit der Fiskal-Union machen, ist ein kurzfristiger Schritt für die Währung. In

einem größeren Kontext brauchen wir natürlich eine politische Union. Es gibt eine begrenzte Übergangszeit, in der wir die Nervosität an den Märkten managen müssen. Wenn es

bis Ende 2012 oder bis Mitte 2013 klar ist, daß wir alle Zutaten für neue, gestärkte und vertiefte politische Strukturen beisammen haben, dann denke ich, daß es funktionieren wird.“

Die „New York Times“ berichtete weiter, daß Schäuble die Unruhen an den Märkten „nicht als

Hindernis, sondern als Notwendigkeit“ ansah:

„Wir können eine politische Union nur erreichen, wenn wir eine Krise haben.“

Sein Kurzprogramm erklärt alles, was in Europa seit Jahren vor sich geht. Es erklärt auch, warum Schäuble eiskalt grinste, als er im ZDF sagte, daß die Enteignung der zypriotischen Wertschöpfer gezielt im Morgengrauen eines Samstags bekanntgegeben wurden:

„Bankguthaben sind eine sensible Sache, deshalb macht man es am Wochenende.“ 2

Arglistig aus dem Hinterhalt den Wehrlosgemachten in den Rücken gefallen.

Über das deutliche „Solidaritätsverbot“ des EU-Vertrags, die „No-bail-out“-Klausel, setzten sich

die „Eliten“ mit einem Täuschungsmanöver hinweg, dem Verweis auf eine Art Notstandssituation: Danach wäre „fürsorglicher Beistand“ dann erlaubt, wenn ein Mitgliedsstaat von einer Naturkatastrophe geheimgesucht wird. Nun handelt es sich bei Griechenlands 150-Prozent-Staatsverschuldung des Bruttosozialprodukts aber um keine Naturkatastrophe, sondern eine mensch-,

richtiger „eliten-gemachte“, die dem für dämlich gehaltenen Wähler als eine Art Naturschicksal

verkauft wurde:

„Kein Zweifel: Europas Rettung begann mit einem Rechtsbruch. Wie stets seit dem Rechtsbruch Adams und Evas im Paradies, zieht eine einzelne Sünde viele weitere nach sich, weshalb die Euro-Rettung inzwischen als ‚Chronik einer angekündigten Katastrophe‘ (Paul

Krugman) viel schlimmer ist als ‚nur‘ eine Finanzkrise. Sie ist auch eine Katastrophe für

Rechtsstaat und Demokratie. Die Europäische Union wandelt sich, nach einem Wort des

Verfassungsrichters Ferdinand Kirchhof, ‚von einer Rechtsgemeinschaft in eine Hauruck-



1



Wolfgang Schäuble: Der gefährlichste Mann Europas, Deutsche Wirtschafts Nachrichten v. 19.03.2013:

„Die Banken Zwangs-Abgabe in Zypern war kein Betriebsunfall. Sie ist der erste Baustein in dem Plan, wie

Europa künftig regiert werden soll. Autoritär, ideologisch und undemokratisch. Das Vorbild für den finanztechnischen Teil zur Löung der Schuldenkrise ist die deutsche Wiedervereinigung. Der Architekt des Plans:

Wolfgang Schäuble. Das verheißt nichts Gutes.“

2

Wolfgang Schäuble: Der gefährlichste Mann Europas, Deutsche Wirtschafts Nachrichten v. 19.03.2013
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Gesellschaft mit nicht überschaubaren Kollateralschäden‘: Das zersetzt auf Dauer das Vertrauen der Bürger in die politischen Institutionen.“ 3

Die Folgen von Schäubles gewollter „Krise“ sind eine „Katastrophe“ mit „Kollateralschäden“.

Von seiner „politischen Union“ hat Schäuble eine glasklare Vorstellung. Er ist ein Polit-Ingenieur, der perfekte Technokrat der Intrige. Für Helmut Kohl hat er die deutsche Wiedervereinigung gemanagt. Das damalige Konzept lautete: Wo ein politischer Wille ist, findet sich auch das

Geld dazu auf dem Weg dorthin. Die damalige Bundesregierung führte den „Solidarbeitrag“ ein.

Er sollte sieben Jahre gelten – das wurde hoch und heilig versprochen. Er gilt nun seit 21 Jahren,

sollte gar zum „Flüchtlings-Soli“ umgemauschelt werden und ist aus den Steuererklärungen keines Deutschen mehr wegzudenken.

Mit dem Soli, so wurde damals versprochen, sollten blühende Landschaften im Osten entstehen.

Im Februar 2013 sah die Realität im Osten so aus: Die höchste Arbeitslosigkeit unter den deutschen Bundesländern haben in der Reihenfolge: Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt,

Berlin, Bremen, Brandenburg, Sachsen, Thüringen. Danach kommt – den notorisch insolventen

Stadtstaat Bremen ausgenommen – das erste westdeutsche Bundesland, Nordrhein-Westfalen.

Heute, nach jahrelanger Invasion, hat sich die Lage drastisch verschärft.

„Regionen mit geringer Beschäftigung, Gefälle im Einkommen und andere strukturelle Probleme

müssen nach Ansicht von Wirtschaftsminister Gabriel (SPD) in Zukunft sowohl in Ost- als auch

Westdeutschland gezielt unterstützt“ werden, ein „gesamtdeutsches Fördersystem, das den gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem Land ... stärkt“: „Gerade strukturschwache

Regionen seien vom demographischen Wandel betroffen“, 4 so Gabriels Täuschungsmanöver

weiter.

Gerade die strukturschwachen Regionen haben – Beispiel Bremen, NRW – dank gebärfreudigem

Ausländeranteil sehr wohl aus ihm folgende materielle Engpässe, sicherlich keine demographischen! Ausschließlich darauf bezieht sich das „gesamtdeutsche Fördersystem, das den gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalt“, dem von Gesellschaft und Gegengesellschaft, im beschriebenen maoistischen Sinne verstärken soll.

Schäuble könnte sich zu früh gefreut haben. Denn überall in Europa regt sich zunehmender Widerstand. Angst, Sorge, Wut, Empörung – überall kocht es hoch. Selbst in Deutschland werden

nach langer Inkubationszeit neue Parteien, die gegen diesen Irrsinn sind, gewählt.

Schäubles grundlegender Denkfehler besteht darin zu glauben: Wenn wir alle Zutaten beisammen haben, wird das funktionieren.

Die Menschen und Völker in Europa wollen jedoch nicht „funktionieren“, sie wollen nach ihrer

Façon leben. Deswegen wird auch dieser Marxismus wieder nicht „funktionieren“. Und nach

eigener Façon leben kann eine Gemeinschaft nur, wenn all die Tugenden, die die fanatischen Euro-Retter mit Füßen treten, weiterhin existieren: Freiheit, Ehrlichkeit, Recht, Verläßlichkeit, Verantwortung, Transparenz, Handschlag-Qualität, Solidarität – europäische Erfolgsrezepte.



Schuldenkrise: Das Drama der Solidarität, FAZ v. 13.06.2011, Komm. v. Rainer Hank: „Das Griechenretten nützt nichts. Es schadet nur. Aus aufrechten Europäern wird eine Bande von Bestechern und Erpressern. Eine Analyse...“

4

Gabriel für gesamtdeutschen Soli ab 2019, Die Zeit v. 10.06.2016

3
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Diesen feinen Unterschied mag man nach 40 Jahren in Natterngruben und Bundestag nicht mehr

wahrnehmen.

Doch er entscheidet über Leben und Tod von politischen Systemen (und Parteien).

Wenige Wochen nach zahlreichen pompösen Feiern in Ost-Berlin konnten selbst die besten Ingenieure des Sozialismus, oder die, die sich dafür hielten, die Rufe „Wir sind das Volk!“ nicht

mehr übertönen. Die DDR war gerade 40 Jahre alt geworden.

Jeder Bürger mit Restverstand weiß es, daß wir – je früher desto besser – Schluß mit der EUdSSR machen müssen. Je früher sie zusammenbricht, umso weniger Schaden wird sie unseren Ländern zufügen. Doch es besteht Eile, Kleptokratien agieren sehr schnell.

Wenn eine Million Deutsche heute friedlich nach Brüssel marschieren, fliegen diese Feiglinge

auf die Bahamas. Wenn morgen die Hälfte der deutschen Rundum-Ali-Mentierer sich weigert,

Steuern zu zahlen, wird nichts passieren und niemand ins Gefängnis marschieren (nicht nur, weil

die schon mit Merkel-Gästen überbelegt sind). Heute geht das noch. Doch wie wird das morgen

aussehen, mit einer ermächtigten Europol, die aus früheren Stasi- und Sekuritate-Bütteln besteht?

Dann kann alles passieren.

Widerstand gegen die herrschende Tyrrannei ist schon deshalb adäquat, weil ihre Akteure und

Beihilfeleistenden längst eigene Grundrechte verwirkten, indem sie so fundamentale wie freie

Meinungsäußerung (Art. 5 GG), Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG), Vereinigungsfreiheit (Art. 9

GG), Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Art. 10 GG), Eigentum (Art. 14 GG) für ihre Ziele

mißbrauchen, um das Asylrecht (Art. 16 a GG) im Kampfe gegen die freiheitliche demokratische

Grundordnung gegen uns, den Souverän, zu wenden (Art. 18 GG): Insbesondere die freie Meinungsäußerung wird eingschränkt, sabotiert und stigmatisiert (NetzDG), die Versammlungsfreiheit bestenfalls gestört, wenn nicht sogar durch die staats-ali-mentierten, heute schwarz- statt

braun vermummten Sturmtruppen unmöglich gemacht, das Eigentum der Wertschöpfer wird zugunsten der sich immer mehr ausbreitenden Kader der Alt- und Blockparteien sowie Invasoren

veruntreut (§ 266 StGB), ohne daß Exekutive und Judikative eingriffen.

Wofür sich zwischenzeitlich auch ein gewisser Andreas Voßkuhle öffentlich aussprach. Am 19.

Januar 2016 kommentierte er im Deutschlandfunk den von Udo di Fabio der Bundesregierung

vorgeworfenen Rechtsverstoß so:

„Voßkuhle meinte dazu, in den vergangenen fünf Jahren sei ‚eine Sensibilität eingetreten

dafür, daß man gesetzliche Regelungen nicht immer durchsetzen kann‘ und ‚Verträge weit

ausgelegt‘ werden. Dies habe das Vertrauen in rechtsstaatliche Vereinbarungen relati-viert.

Dennoch glaube er nicht, man müsse deshalb ‚den Untergang des Abendlandes herbeischwören‘.“ 5

Wie in allen vorangegangenen Sozialismen ordnen sich sowohl Legislative, Judikative, Exekutive sowie die „Vierte Macht im Staat“ (Medien) gegen den erklärten Willen des Souverän der

Führung unter. „Wehret der Anfänge!“ entpuppt sich als plumpes Täuschungsmanver.

Art. 1 GG umfaßt drei für das Menschenrecht grundlegende Prinzipien, nämlich die Unantastbarkeit der Menschenwürde und die Verpflichtung aller staatlichen Gewalt, sie in seinem räumlichen Geltungsbereich zu achten und zu schützen, das Bekenntnis zur Menschenwürde und die

5



„Man muß das Grundgesetz nicht lieben, aber es respektieren“, Deutschlandfunk, Nachrichten am 19.

01.2016, 21.00 Uhr
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Bindung von Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung an die Menschenrechte als unmittelbar geltendes Recht. Der Geltungsbereich des Grundgesetzes endet an den Staatsgrenzen, es

wirkt also nur nach innen, nicht nach außen. Das Gebot wurde durch die Grenzöffnung über Bord

geworfen.

Die penetrante Behauptung, alle Menschen seien gleich, wird auch durch die an den Tag gelegte

Penetranz nicht wahrer, Art. 3 I. f. GG macht das deutlich: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz

gleich. Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ – weil sie nicht „gleich“ sind. Auch die Rechte

sind nicht gleichverteilt. Das GG unterscheidet zwischen „Bürgerrechten“ und „Menschenrechten“. Inhaber von Bürgerrechten sind nur Deutsche, keine Ausländer (sie beginnen mit „Alle

Deutschen“ oder „jeder Deutsche“: Art. 8, 9, 11, 12) und korrespondieren mit Bürgerpflichten.

Während die Freizügigkeit von Deutschen (Bürgern) in Art. 11 GG geregelt ist, regelt die Freizügigkeit von Ausländern (Drittstaater) Art. 2 I. GG. Danach ist der Gesetzgeber grundsätzlich

zur Regelung über ihren Aufenthalt und der Verlängerung (oder Nichtverlängerung) einer befristeten Aufenthaltserlaubnis befugt; hat ein Deutscher einen erwachsenen Ausländer adoptiert, so

begründet nach BVerfGE 80, 81 ff. der durch Art. 6 I. GG gewährleistete Schutz der Familie regelmäßig noch kein Aufenthaltsrecht des Ausländers. Im Gegensatz zu Deutschen können Ausländer an der Grenze abgewiesen, später ausgwiesen und abgeschoben werden.

Mit der Humanität (Art. 1 GG) ist das so eine Sache. Der Begriff „menschliches Verhalten“ (mit

Betonung des Attributs „menschlich“) hat nur einen normativen Gehalt, er geht von Vorstellungen darüber aus, wie der Mensch sein sollte oder nach seiner wahren Natur oder Bestimmung

sein sollte. Mit dieser Einschränkung bezeichnet das Wort „Menschlichkeit“ in seiner engeren

Bedeutung ausschließlich jene menschlichen Züge, die – weltanschaulich oder ideologisch – als

richtig oder gut gelten. Hier tun sich Abgründe zwischen Tribalismus und Zivisilation auf. Die

Idee, daß es Aufgabe des deutschen Staates ist, Würde und Rechte jedes Menschen zu garantieren, der sich auf seinem Staatsgebiet aufhält, ist für Rechtsstaaten gemäß Naturrechtslehre konstitutiv und setzt voraus, daß er im Sinne der Schicksalgemeinschaft bei denen aussiebt, die er

herein und auf die Schicksalsgemeinschaft losläßt. Das Problem hatte schon der Grundgesetzgeber erkannt und in Art. 18 GG seinen Niederschlag finden lassen.

Das zu behandelnde Problem ist in Sachen Asyl strukturell primitiv, seine Lösungsmöglichkeiten

dagegen komplizierter: „Die Frage lautet einfach: Mehr Staatsschutz oder mehr Individualschutz.“ Konkret betrachtet heißt das: Darf die Asylgewährung an Fremde den eigenen Staat gefährden? Muß eine solche Gefährdung zum Schutz des verfolgten Individuums in Kauf genommen werden, und müssen Individualrechte vor eigenen Interessen berücksichtigt werden, wenn

ja, bis zu welcher Grenze? Wie weit ginge eine solche Pflicht? Sicher nicht bis zur ernsthaften

Selbstgefährdung des Staates und seiner Bürger.

Doch, selbst bis zur ernsthaften Selbstgefährdung des eigenen Staates; sagen die Sozialisten und

nehmen das Wort „Humanität“ in den Mund, sehen dabei aus wichtigem Grunde aber nur die gegenüber dem „Schutzsuchenden“, vor dem dann erfahrungsgemäß der „Bessergestellte“ zum

Schutzsuchenden wird, aber keinen Schutz findet. Wie Sie anhand vieler Beispiele feststellen

mußten, gehen solche strukturverändernden Forderungen immer von den Linken aus, speziell

denen der SPD: Sozialdemokrat Ehrhard Auer forderte statt Ausweisung „humanitär“ Teilhabe

für Adolf Hitler, und führte „demokratische und freiheitliche Grundsätze ins Feld“ (vgl. Hitlers

willfährige Helfer), an denen Hitler aber keinerlei „Teilhabe“ zustand. Jener SPD, die mit ihrer

Vorgehensweise final die Fundamente des Staates aufsprengt (vgl. Staatsstreich des Parlaments)

usw.

Der Staatsrechtler Karl Doehring († 2011) führte linken Anspruch und staatsrechtliche Notwendigkeit wie folgt vor Augen:
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„Eine heute durchaus verbreitete Auffassung muß sogar notwendig in dieses Dilemma geraten; es ist die Auffassung vom sogenannten absoluten Asylrecht. Diese Aufassung lehnt jede

Unterscheidung ab; jeder politische Täter, ohne Rücksicht auf sein spezielles Motiv, auf seine spezielle Tat und auf die Art der Verfolgung, soll Inhaber des Asylrechts sein. Die Tatsache, daß das Grundgesetz in Art. 16 Abs. 2 Satz 2 GG ein ‚unbeschränktes‘ Asylrecht gewähre, lasse die Definition der Ausdrücke ‚politisch‘ und ‚verfolgt‘ als durchaus zweitrangiges Problem erscheinen. Vor allem ob der Asylsuchende Freund oder Gegner einer im

Sinne des Grundgesetzes freiheitlich demokratischen Grundordnung sei, müsse außer Betracht bleiben. Nach dieser Auffassung hätte z. B. der Mörder des Präsidenten Kennedy in

der Bundesrepublik ein subjektives Recht auf Asyl geltend machen können, unterstellt man,

daß die Tat auf politischen Motiven beruht.“ 6

„Freund“, natürlich nicht Gegner. Doehring: „Vielmehr wird (vom BVerfG) nachdrücklich darauf hingewiesen, in manchen Staaten werde ‚zur Durchsetzung und Sicherung politischer und

gesellschaftlicher Umwälzungen die Staatsgewalt in einer Weise eingesetzt, die den Grundsätzen

freiheitlicher Demokratie widerspricht‘“. Allein auf die hat sich die Asylgewährung qualitativ zu

beschränken, quantitativ auch auf die dafür im Inland verfügbaren Ressourcen wie Geld, Unterkünfte usw., das immer mit Blick auf das Homgenitätsgebot (das Volk als staatliches Fundament).

Die SPD hat sich als sozialistische Internationale stets für „den Umsturz der bestehenden Staatsoder Gesellschaftsordnung“ zugunsten marxistischer Ideologie eingesetzt (preuß. Sozialistengesetz), das tut sie seit 1948 über das Asylrecht, das Adenauer auf Deutsche beschränken wollte.

Während der redaktionelle Entwurf des Grundgesetzes Asyl nur für „Deutsche“ vorsah, die wegen ihres „Eintretens für Freiheit, Demokratie, soziale Gerechtigkeit oder Weltfrieden verfolgt“

werden, setzten sich am Ende Carlo Schmid (SPD) und Hermann von Mangold (CDU) durch, die

dem Land die heutige Misere maßgeblich miteinbrockten. Schließlich, meinte Schmid, dürfe man

Asylgewährung nicht davon abhängig machen, „ob der Mann uns politisch nahesteht oder

sympathisch ist“. 7 Die redaktionelle Fassung sah nicht nur Asylrecht nur für Deutsche vor,

sondern verzichtete insbesondere auf das „Neutralitätsgebot“, wodurch jedem Verbrecher Asyl

zu gewähren ist, wenn er seine Verbrechen nur für „politisch“ motiviert erklärt:

„So kann man sich fragen, warum die deutsche Staatsgewalt das subjektive Recht auf Asyl

Menschen zuerteilen wollte, die eben das bekämpfen, was zu schützen die eigene Rechtsordnung zur Pflicht macht. Das humanitäre Ziel des Asylrechts bleibt auch im Rahmen dieser

Einschränkung gewahrt, denn, wie bemerkt, der unmenschlich und brutal Verfolgte ist eben

auch im Sinne unseres ordre public immer ‚verfolgt‘ und diesen Rechtsschutz gebietet unsere Rechtsordnung immer. Auch das Verbot, politische Täter auszuliefern, bietet Schutz;

das Grundrecht auf Asyl jedoch immer und ausnahmslos auch dem ‚Feind‘ unserer Rechtsordnung zuzubilligen, ist äußerst bedenklich.“ 8

Diese Praxis erscheint nur dann als bedenklich, wenn man davon ausgeht, daß man die eigene

Rechtsordnung schützen, nicht beseitigen, will, wie es Sozialisten seit jeher tun. Wer könnte das

besser personifizieren als der Asylant Marx. Oder die momentane Aufregung um den seit 1997 in
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Asylrecht: Das Ggegenteil von Dankbarkeit, Die Zeit v. 29.12.2016, v. Jochen Bittner
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Deutschland eingefallenen und ali-mentierten, als Gefährder eingestuften, Ex-Leibwächter Bin

Ladens, 9 oder all der Attentate, die das Land seit 2015 bereichern.

Wie stellvertretend die Bereiche Familienplanung, Bildung und Integration offenbarten, reißt

auch der Hintergrund des Asylrechts dem marxistischen „Humanismus“ die Maske von der Fratze, offenbart, keinerlei Interpretation zugänglich, ihre Vorstellung von Freiheit, Demokratie, „sozialer Gerechtigkeit“ und Weltfrieden: Ihr Ziel sind Anarchie, Revolution mit anschließendem

Sozialismus für alle – oder: Nivellierung nach unten.

Soweit andere Rechtsordnungen expressis verbis, etwa in ihren Verfassungen, Asylrecht zuerkennen, wird weitreichend auf den eigenen ordre public Bezug genommen. Beispiel Frankreich:

In der Präambel seiner Verfassung vom 27. Oktober 1946, später in die vom 4. Oktober 1958

übernommen, lautet Art. 4: „Tout homme persécuté en raison de son actionen faveur de la liberté

a droit d`asile sur les territories de la république“. „E contrairio“ kann also ausgeschlossen werden, daß der Kämpfer gegen die „Freiheit“ asylberechtigt sein soll. Auch die italienische Verfassung vom 27. Dezember 1947 gewährt gemäß Art. 10 III. Asylrecht nur unter Hinweis auf

entsprechende Einschränkungen. Das gilt so auch für Deutschland, gleich was Karlsruhe darüber

meint, denn der Staatsschutz hat selbst gegenüber Deutschen Vorrang – gegenüber Ausländern

um so mehr!



Es stört nicht, was die Regierung tut, solange sie tut, was wir sagen!

Und sie tut, ganz Sozialisten, wie bis 1945 und 1989 wieder das, was sie besser unterlassen hätte.

Christoph Schweinnicke beschrieb das so unübertrefflich am 22. April 2018 im „ Cicero“ am Beispiel Koalitionspartner SPD: „Mal wieder tut die Partei mit schlafwandlerischer Sicherheit das

Falsche“ und beschreibt, wie man solche „Lust-Loser“ zumindest noch erfolgreich verwursten

kann:

„Ein Kollege eines großen Magazins hat einmal erzählt, daß sie sich dort die schlafwandlerische Treffsicherheit eines altgedienten Redakteurs zunutze gemacht haben. Wenn die verschiedenen Cover-Entwürfe fertig waren, dann baten sie ihn um Rat. Und den Titel, den er

als den besten und verkaufsträchtigsten auswählte, den legten sie sofort beiseite. Der Mann

war unbezahlbar als Kontraindikator.“ 10

Die einen merken noch etwas, die anderen nichts. Und die, die nichts merken, haben in der Bunten Republik die höchsten Ämter bei geringstem Wissen inne.

Sie erinnern sich an die Themen zu den GroKo-Verhandlungen 2018 nach der Katastrophenwahl? Europa, mehr Europa, mehr Geld für Europa, mehr Familienzusammenführung, mehr Geld

für Familienzusammenführung – mehr „Gerechtigkeit“. Gutfinden sollte das der blechende

deutsche Wähler! Schweinnicke über die SPD: „Verliebt ins Scheitern“.

„So ähnlich ist es auch bei der SPD. Sie tut mit schlafwandlerischer Sicherheit das Falsche.

Vor einem Jahr wählte die das wandelnde Mißverständnis Martin Schulz mit 100 Prozent zu

ihrem Vorsitzenden. Jetzt schicken sie Andrea Nahles mit 66 Prozent auf die Reise als neue

Vorsitzende. So viel Lust am eigenen Untergang hat man lange nicht gesehen... Die SPD hat

sich mal wieder ins Scheitern verliebt.“ 11

9



So viel Stütze kassiert bin Ladens Leibwächter, Bild v. 23.04.2018

Die Loser-Lust der SPD, Cicero v. 22.04.2018, v. Christoph Schweinicke
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